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6 3 0 . Verordnung: Tropentauglichkeitsverordnung

6 3 1 . Verordnung: Änderung der Verwaltungsformularverordnung 1951
6 3 2 . Verordnung: Einhebung vorläufiger Sicherheiten
6 3 3 . Verordnung: Ergänzungszulagenverordnung

630. Verordnung der Bundesregierung vom
22. November 1983 über den Schutz von Bun-
desbediensteten in Dienststellen des Bundes in
Tropenländern (Tropentauglichkeitsverord-

nung)

Auf Grund des Bundesbediensteten-Schutzgeset-
zes, BGBl. Nr. 164/1977, wird verordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für Dienststellen, auf
die das Bundesbediensteten-Schutzgesetz anzu-
wenden ist, deren Bedienstete auf Grund einer
Dienstreise, einer Dienstzuteilung oder einer Ver-
setzung zu Tätigkeiten in Dienststellen des Bundes
in Tropenländern herangezogen werden.

§ 2. Tropenländer im Sinne dieser Verordnung
sind jene Länder, in denen infolge der dort herr-
schenden Einwirkungen die Gefahr besteht, daß die
sich dort aufhaltenden Bediensteten an einer Tro-
penkrankheit erkranken. Als Tropenländer gelten
jedenfalls die in Lateinamerika und Afrika gelege-
nen Länder sowie die Länder des Nahen, Mittleren
und Fernen Ostens.

§ 3. (1) Zu Tätigkeiten in Dienststellen des Bun-
des in Tropenländern darf ein Bediensteter nur
dann herangezogen werden, wenn sein Gesund-
heitszustand eine Tätigkeit in dem jeweiligen Tro-
penland zuläßt (Tropentauglichkeit). Die Tropen-
tauglichkeit ist durch eine Tropentauglichkeitsun-
tersuchung festzustellen.

(2) Beabsichtigt die Dienstbehörde (der Dienst-
geber) einen Bediensteten zu Tätigkeiten in Dienst-
stellen des Bundes in Tropenländern heranzuzie-
hen, so ist der Bedienstete aufzufordern, sich einer
Tropentauglichkeitsuntersuchung zu unterziehen.
Durch die Tropentauglichkeitsuntersuchung ist
festzustellen, ob der Bedienstete

1. unbeschränkt tropentauglich (dh. für alle Tro-
penländer tauglich),

2. beschränkt tropentauglich (dh. nur für
bestimmte Tropenländer tauglich) oder

3. tropenuntauglich
ist.

(3) Die Tropentauglichkeitsuntersuchungen und
Kontrolluntersuchungen (§ 4) sind von Ärzten oder
Einrichtungen in Österreich durchzuführen, die
eine entsprechende Ausbildung oder besondere
Erfahrung auf dem Gebiete der Tropenmedizin
besitzen, und vom Leiter der zuständigen Zentral-
stelle nach Anhörung des zuständigen Trägers der
Unfallversicherung zur Durchführung der Tropen-
tauglichkeitsuntersuchungen ermächtigt wurden.

(4) Die Tropentauglichkeitsuntersuchung hat
jedenfalls eine klinische Untersuchung mit Blutbild
und Differentialblutbild, Harnbefund und Sedi-
ment, Blutsenkungsreaktion und blutchemisch-
serologischer Untersuchung sowie EKG und Tho-
rax-Röntgen zu umfassen.

(5) Bei der Beurteilung der Tropentauglichkeit
ist vom untersuchenden Arzt auch auf die Gefahr
einer klimatischen Schädigung Bedacht zu nehmen.

§ 4. (1) Die Dienstbehörde (der Dienstgeber) hat
den Bediensteten aufzufordern, sich einer Kontroll-
untersuchung zu unterziehen:

1. bei Verwendung in einem Tropenland anläß-
lich der Gewährung eines Heimaturlaubes,

2. wenn beabsichtigt ist, den Bediensteten zu
Tätigkeiten in Dienststellen des Bundes in
Tropenländern heranzuziehen und seit der
Tropentauglichkeitsuntersuchung oder der
letzten Kontrolluntersuchung mehr als vier
Jahre vergangen sind,

3. wenn begründete Zweifel an der Tropentaug-
lichkeit des Bediensteten bestehen.

(2) Durch die Kontrolluntersuchung ist festzu-
stellen, ob hinsichtlich der Tropentauglichkeit des
Bediensteten gemäß § 3 Abs. 2 eine Änderung ein-
getreten ist. Soweit dies auf Grund der Epidemiolo-
gie und der geographischen Medizin des Aufent-
haltslandes des Bediensteten vom untersuchenden
Arzt für notwendig erachtet wird, hat die Kontroll-
untersuchung im Falle des Abs. 1 Z 1 auch die
erforderlichen parasitologischen, bakteriologi-
schen, virologischen und serologischen Untersu-
chungen zu umfassen.
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(3) Ergibt die Kontrolluntersuchung oder eine
sonstige ärztliche Untersuchung im Krankheitsfall,
daß der Gesundheitszustand eine weitere Verwen-
dung des Bediensteten in dem jeweiligen Tropen-
land nicht zuläßt, so ist der Bedienstete von der
Verwendung in diesem Tropenland abzuberufen.

§ 5. Die Bediensteten haben sich den Tropen-
tauglichkeitsuntersuchungen und Kontrolluntersu-
chungen zu unterziehen.

§ 6. (1) Das Ergebnis der Tropentauglichkeitsun-
tersuchungen und der Kontrolluntersuchungen ist
im Personalakt aufzubewahren.

(2) Zwei Befundausfertigungen sind unverzüg-
lich dem zuständigen Arbeitsinspektionsarzt zu
übersenden, der eine Ausfertigung an den zuständi-
gen Träger der Unfallversicherung weiterzuleiten
hat.

§ 7. Die Kosten der Tropentauglichkeitsuntersu-
chungen und der Kontrolluntersuchungen sind
vom Bund zu tragen. Der Bund hat gegenüber dem
zuständigen Träger der Unfallversicherung
Anspruch auf Ersatz jenes Anteils der Kosten der
Tropentauglichkeitsuntersuchungen, der auf Tro-
penkrankheiten im Sinne der Lfd. Nr. 37 der
Anlage 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes, BGBl. Nr. 189/1955, entfällt. Soweit der
zuständige Träger der Unfallversicherung mit den
in dieser Verordnung genannten ärztlichen Unter-
suchungsstellen eine direkte Verrechnung der
Kosten für diese ärztlichen Untersuchungen nicht
vereinbart, besteht ein Anspruch auf Ersatz der
Untersuchungskosten höchstens bis zu dem Betrag,
der sich nach den bei der Versicherungsanstalt
öffentlich Bediensteter jeweils geltenden Honorar-
sätzen ergibt. Der Kostenersatz ist unter Verwen-
dung besonderer Vordrucke beim zuständigen Trä-
ger der Unfallversicherung geltend zu machen.

§ 8. Für Bedienstete, die sich bereits einer Unter-
suchung auf Tropentauglichkeit unterzogen haben,
gilt diese Untersuchung als Tropentauglichkeitsun-
tersuchung nach § 3, wenn diese Untersuchung auf
Tropentauglichkeit den Kriterien des § 3 Abs. 2 bis
5 entspricht. In diesem Falle ist § 7 nicht anzuwen-
den.

§ 9. Bedienstete, die sich vor dem Inkrafttreten
dieser Verordnung noch keiner Untersuchung auf

Tropentauglichkeit unterzogen haben, und die in
einer Dienststelle des Bundes in einem Tropenland
Dienst versehen, sind anläßlich des nächsten Hei-
maturlaubes von der Dienstbehörde (vom Dienst-
geber) aufzufordern, sich einer Tropentauglich-
keitsuntersuchung nach § 3 zu unterziehen.

§ 10. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1984

in Kraft.

Sinowatz Steger Lanc Sekanina
Salcher Steyrer Blecha Ofner
Frischenschlager Haiden
Zilk Lausecker Fischer Karl

6 3 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
6. Dezember 1983, mit der die Verwaltungs-

formularverordnung 1951 geändert wird

Auf Grund des Verwaltungsstrafgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 176/1983 wird verordnet:

Artikel I

Die Verwaltungsformularverordnung 1951,
BGBl. Nr. 219, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 366/1977, wird wie folgt geändert:

Die Formulare 27 und 28 erhalten die aus der
Anlage ersichtliche Fassung.

Artikel II

Restbestände des bisherigen Formulares 28 kön-
nen bis zum 30. Juni 1984 aufgebraucht werden.
Werden derartige Formulare verwendet, so sind sie
erforderlichenfalls der bestehenden Rechtslage
anzupassen.

Artikel III

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1984 in
Kraft.

Sinowatz Lanc Sekanina
Salcher Steyrer Blecha Ofner
Frischenschlager Dallinger
Zilk Lausecker Fischer Karl
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Sicherheitsleistung
Beschlagnahme

gemäß § 37 a VStG 1950
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632. Verordnung der Bundesregierung vom
6. Dezember 1983 über die Einhebung vorläu-

figer Sicherheiten

Auf Grund des § 37 a Abs. 1 des Verwaltungs-
strafgesetzes — VStG 1950, BGBl. Nr. 172, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 176/1983
wird verordnet:

§ 1. Bei Einhebung einer vorläufigen Sicherheit
(§ 37 a Abs. 1 und 2 VStG 1950) und bei Beschlag-
nahme von verwertbaren Sachen (§ 37 a Abs. 3
VStG 1950) ist das Formular 28 der Verwaltungs-
formularverordnung 1951, BGBl. Nr. 219, in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 631/1983 zu
verwenden.

§ 2. Das Organ hat das Formular mittels Durch-
schrift dreifach auszufertigen, zu unterschreiben
und zu datieren. Die Urschrift ist demjenigen, der
eine vorläufige Sicherheit erlegt hat oder dessen
Sachen beschlagnahmt worden sind, zu übergeben;
eine Durchschrift ist der Behörde vorzulegen. Den
eingehobenen Geldbetrag oder die beschlagnahmte
Sache hat das Organ an die Behörde abzuführen.

§ 3. Die Gebarung mit dem eingehobenen Geld-
betrag und der beschlagnahmten Sache richtet sich
nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften.

§ 4. Die der Behörde vorgelegte Ausfertigung
des Formulares 28 der Verwaltungsformularverord-
nung ist aufzubewahren, bis die vorläufige Sicher-
heit frei wird oder verfällt.

§ 5. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1984 in
Kraft.

Sinowatz Lanc Sekanina
Salcher Steyrer Blecha Ofner
Frischenschlager Dallinger
Zilk Lausecker Fischer Karl

633. Verordnung der Bundesregierung vom
6. Dezember 1983 über die Mindestsätze für
die Bemessung der Ergänzungszulage nach
dem Pensionsgesetz 1965 (Ergänzungszulagen-

verordnung)

Auf Grund des § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes
1965, BGBl. Nr. 340, der §§ 45 und 64 Abs. 3 des
Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl. Nr. 245/1962,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 340/1965, 247/1970, 486/1971, 306/1975 und
261/1978 und der §§ 48 und 66 Abs. 2 des Land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstge-
setzes in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 176/1966, 248/1970, 487/1971, 400/1975 und
262/1978 wird verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5
beträgt:

a) für den Beamten 4 370 S. Der Mindestsatz
erhöht sich für die Ehefrau, die bei der
Bemessung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 1 889 S und für jedes Kind,
das bei der Bemessung der Haushaltszulage
zu berücksichtigen ist, um 466 S,

b) für die Witwe 4 370 S. Der Mindestsatz
erhöht sich für jedes Kind, für das der Witwe
eine Haushaltszulage gebührt, um 466 S,

c) für eine Halbwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 1 620 S und nach diesem
Zeitpunkt 2 878 S,

d) für eine Vollwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 2 435 S und nach diesem
Zeitpunkt 4 340 S,

e) für eine frühere Ehefrau 4 370 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1984 in
Kraft.

Sinowatz Lanc Sekanina
Salcher Steyrer Blecha Ofner
Frischenschlager Dallinger
Zilk Lausecker Fischer Karl
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